
Grenzständige Gebäude: 
Keine Abstandsflächen durch Seitenwände  
von Vorbauten und Dachaufbauten

Text: Jutta Heinkelmann

I n der Praxis wirft diese Regelung oft-
mals Fragen auf. So bleibt uns die 
BayBO eine Definition, was genau unter 
„Dachaufbauten“ zu verstehen ist, schul-

dig. Kraus/Harant kommentieren hierzu: 
„Dachaufbauten sind Gebäudeteile, Bauteile 
und sonstige (bauliche) Anlagen, die inner-
halb der Dachfläche liegen, über die Dachflä-
che hinausragen und nicht Bestandteil des 
Dachs sind (…). Sie sind unabhängig davon, ob 
sie tatsächlich Räume enthalten, grundsätzlich 
abstandsflächenpflichtig; Ausnahmen enthält 
Abs. 6 Satz 1 Nr. 3“. 

Im Falle der Nummer 3 ist jedoch zu beach-
ten, dass sich die Regelung nur auf die Seite 
des Vorbaus bezieht, die derjenigen Grund-
stücksgrenze zugewandt ist, an die das Ge-
bäude gebaut ist. Die dem Grenzanbau abge-
wandte Seite wirft Abstandsflächen (soweit 
nicht auch hier das Gebäude an die Grenze ge-
baut ist), genauso wie auch zum gegenüber-
liegenden Grundstück Abstandsflächen einzu-
halten sind. Zweifellos sind Dachgauben 
„Dachaufbauten“. Da Dachgauben auf ein und 
demselben Dach die Schutzzwecke des Ab-
standsflächenrechts - Belichtung, Belüftung 
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„Bei der Bemessung der Abstandsflächen bleiben außer Betracht (…)  
bei Gebäuden an der Grundstücksgrenze die Seitenwände von Vorbauten 
und Dachaufbauten, auch wenn sie nicht an der Grundstücksgrenze errichtet 
werden“. Dieser Passus fand im Zuge der Novelle 2021 als neue Nr. 3 Eingang 
in den Artikel 6 Absatz 6 Satz 1 der Bayerischen Bauordnung.

Baustelle im Verkehr?
Sie benötigen einen Teil der öffentli-
chen Verkehrsfläche für die Einrich-
tung Ihrer Baustelle und nun wird ein 
RSA-Zertifikat von Ihnen verlangt? Ist 
das rechtens? Was steckt dahinter? 

Text: Jutta Heinkelmann

A llem voran: RSA ist die Abkür-
zung für die Richtlinien für die 
verkehrsrechtliche Sicherung von 
Arbeitsstellen an Straßen. Plant, 

errichtet oder betreibt ein Unternehmen Ar-
beitsstellen im öffentlichen Raum, so müssen 
diese regelkonform abgesichert sein. Die RSA 
ist also eine Regelung des Arbeitsschutzes mit 
dem Ziel, Schadensereignisse - und somit 
auch Haftungsrisiken - zu vermeiden. Die RSA 

wurde zum 15.02.2022 novelliert. Nun gilt die 
RSA 21. Zur RSA werden Schulungen angebo-
ten, an deren Ende man ein Zertifikat erhält.

Ist die öffentliche Hand selbst Baulastträger 
und vergibt in dieser Funktion Bauaufträge, die 
die Benutzbarkeit von Straßen beeinträchtigen, 
so wird in der Regel der Nachweis des Zertifi-
kats als Vertragsbedingung zwischen den Ver-
tragsparteien vereinbart. Grundlage hierfür ist 
die ZTV-SA 97, die „zusätzlichen Technischen 

und Sozialabstand – nicht berühren, sind sie 
zumindest untereinander nicht abstandsflä-
chenpflichtig. „Untergeordnete Dachgauben“, 
die per se keine Abstandsflächen entwickeln, 
gibt es im Gegensatz zu „untergeordneten 
Vorbauten“ seit der Novelle 2021 nicht mehr. 
Mit Ausnahme des Falls nach Nr. 3 sind somit 
Dachgauben nun immer abstandsflächenrele-
vant.

Und was ist jetzt mit Balkonen? Balkone sind 
Vorbauten im Sinne der Nummer 3, sagt das 
Bauministerium und weist darauf hin, dass die 
Regelung auch für „nicht untergeordnete Vorbau
ten“ gilt. Also: keine Abstandsflächen auf der 
Seite des Vorbaus, die derjenigen Grundstücks- 
seite zugewandt ist, an die das Gebäude gebaut 
ist. Aber Achtung! Nach Ansicht des Bauminis-
teriums sind „nicht untergeordnete Vorbauten“, 
also zum Beispiel größere Balkone oder größe-
re Erker, anders als Dachgauben, zueinander ab-
standsflächenrelevant. Erstens hat der Gesetz-
geber ausdrücklich geregelt, dass nur die unter-
geordneten Vorbauten (Art. 6 Abs. 6 Nr. 2 
BayBO) und die Vorbauten von Grenzbebauung 
(Art. 6 Abs. 6 Nr. 3 BayBO) bei der Bemessung 
der Abstandsflächen außer Betracht bleiben. 

Zweitens sind mit Blick auf die Schutzgüter des 
Abstandsflächenrechts (Belichtung, Belüftung, 
Sozialabstand) nicht untergeordnete Vorbauten 
regelmäßig abstandsflächenrechtlich problema-
tischer als Dachgauben. Im konkreten Einzelfall 
kann jedoch geprüft werden, ob die Vorausset-
zungen für die Erteilung einer Abweichung vor-
liegen, so das Ministerium. 

Untergeordnete Vorbauten sind nach Art. 6 
Abs. 6 Nr. zum Beispiel Balkone und einge-
schossige (!) Erker. Nach Busse/Kraus sind wei-
tere mögliche Vorbauten: Aufzugstürme, Au-
ßenkamine, Außentreppen zum Obergeschoss, 
Fenster- und Türvorbauten, begehbare Gitter-
roste, die zur Fassadenreinigung oder als Ret-
tungswege dienen, an die Fassade montierte 
Parabolantennen mit 2–2,5 m Durchmesser, 
Umwehrungen von Kelleraußentreppen, Veran-
den, Vordächer und Sonnenschutzdächer, die 
nicht nur gestalterische Funktion haben. ppp
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also die Anordnung mit der Auflage verbin-
den, dass entweder der verantwortliche Un-
ternehmer vor Ort die entsprechende Kom-
petenz hat oder einen Dritten (Kompetenten) 
mit dieser Aufgabe betraut. In diesem Kon-
text kann sie auch entsprechende Nachweise 
verlangen. Lediglich ein RSA-Zertifikat als ge-
eigneten Nachweis anzuerkennen, hält die 
Regierung von Schwaben jedoch für schwer 
begründbar. Andererseits erscheinen ihr vor 
zig Jahren im Rahmen eines Architekturstu-
diums erworbene Kenntnisse als Nachweis 
nur dann geeignet, wenn gleichzeitig eine be-
ständige Beschäftigung mit Verkehrsregelun-
gen an Baustellen im Berufsalltag - und da-
mit aktuelle Kenntnisse - nachgewiesen wer-
den. Jedoch ist zu beachten, dass in den 
wenigsten Fällen der Architekt bzw. die Ar-
chitektin als „verantwortlicher Unternehmer“ 
vor Ort agieren wird. Die Kompetenz muss 
daher nach Ansicht der Regierung von 
Schwaben vom Bauunternehmer nachgewie-
sen werden, der auch den Antrag auf ver-
kehrsrechtliche Anordnung gestellt hat. �
� ppp

S eit der Bayerische Landtag am 10. 
Juli 1970 das „Architektengesetz“ 
verabschiedete, auf dessen Basis 
die Bayerische Architektenkammer 

am 1. Januar 1971 eröffnet wurde, hat sich 
viel verändert: Das Architektengesetz heißt 
schon lange Baukammerngesetz, wird immer 
wieder novelliert und auch die Kammerre-
gularien werden ständig angepasst. Hierfür 
sind die Ausschüsse und die Vertreterver-
sammlung der Bayerischen Architektenkam-
mer zuständig.

Die Satzung der Bayerischen Architekten-
kammer und die Satzung der Akademie, die 
in der vergangenen Wahlperiode neu gefasste 
Berufsordnung, die Beitrags- und Gebühren-
ordnung, die Satzung des Ernst Maria Lang 
Fürsorgewerks, die Schlichtungsordnung so-
wie die Wahlordnungen zur Vertreterver-

Bayerische Architektenkammer (hrsg.):  
Das Baukammerngesetz und weitere Rechts-
grundlagen 

Stand: März 2022. 

Kostenfreie Bestellung  
für Kammermitglieder unter:

byak.de/publikationen/publikation/
baukammerngesetz.html

Neuauflage: Das Baukammerngesetz  
und weitere Rechtsgrundlagen 
Text: Eric-Oliver Mader

sammlung und zum Vorstand: Dies sind nicht 
alle, aber die wichtigsten Kammerregularien, 
die Sie als Kammermitglied kennen sollten.

Deshalb geben wir diese Regularien zusam-
men mit der „Verordnung über die Verfahren 
bei den Baukammern und deren Eintragungs- 
ausschüssen“ und der „Satzung der Bayeri-
schen Architektenkammer über die Inhalte der 
berufspraktischen Tätigkeit“ als Sammlung he-
raus und legen sie immer wieder neu auf. 

Mit Stand März 2022 ist nun wieder ein 
156 Seiten starkes blaues Heft erschienen. 
Kammermitglieder können diese Publikation, 
die den Neueigetragenen mit den Eintra-
gungsunterlagen zugeht, ab sofort kostenfrei 
bestellen unter: 
byak.de/publikationen/publikation/
baukammerngesetz.html.� ppp

Gesetz über die Bayerische Architektenkammer und die Bayerische Ingenieurekammer-Bau 

Baukammerngesetz
 und weitere Rechtsgrundlagen
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Vertragsbedingungen und Richtlinien für 
Sicherungsarbeiten an Arbeitsstellen an 
Straßen“. Diese zu vereinbarende Ver-

tragsvorschrift stammt aus dem 
Bereich der Bundesfernstraßen. 
Wirken sich jedoch Baumaß-
nahmen eines privaten Bau-
herrn auf die Benutzbarkeit der 
Straße aus, so ist ein direkter 
Zugriff auf dieses Regelwerk al-
lerdings nicht möglich. In die-
sem Fall muss die örtliche Stra-
ßenverkehrsbehörde Regelun-
gen treffen, wenn Bauarbeiten 
sich auf den Straßenraum aus-
wirken. Als Straßenverkehrsbe-
hörde muss sie die Kompetenz 
zur Entscheidung haben, wel-
che verkehrsrechtlichen Rege-
lungen notwendig und geeig-
net sind, Gefahren abzuwehren. 
Sie muss und kann in diesem 
Kontext aber auch sicherstellen, 
dass der verantwortliche Unter-
nehmer (!) mit fachlicher Kom-

petenz die getroffenen Anordnungen umsetzt. 
Das geeignete Mittel hierfür ist eine entsprechen-
de Auflage in der Anordnung. Die Behörde kann 
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